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1. PROBLEMSTELLUNG

Zu den Zielen des Bundesgesetzes über den Umweltschutz (USG) 
gehört insbesondere der Schutz von Mensch und Umwelt vor 
schädlichen oder lästigen Luftschadstoffen.

Der Kampf gegen die Luftverschmutzung umfasst zwei Stoss-
richtungen. Erstens müssen, je nach Stand der Technik und soweit 
dies wirtschaftlich tragbar ist, die Emissionen vorsorglich begrenzt 
werden. Zweitens muss eine Überwachung der Immissionen 
erfolgen und gegebenenfalls durch eine strengere Emissions-
begrenzung eine Verringerung der erhöhten Immissionen vorge-
nommen werden.

Stammen die bestehenden oder vorhersehbaren Belastungen 
von mehreren Quellen, so muss die kantonale Behörde einen 
Massnahmenplan erstellen, in dem die Verursacher der Immissions-
überschreitungen, ihr jeweiliger Anteil an der Gesamtbelastung 
sowie die Massnahmen zu ihrer Vermeidung oder Beseitigung 
aufgeführt werden.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Das Dekret vom 17. September 1999 enthält neben dem Grundsatz 
der «Sicherstellung einer nachhaltigen Entwicklung für den gesamten 
Kanton» mehrere Ziele, welche die Verbesserung der Luftqualität 
betreffen. Diese beinhalten vor allem:
· Konzentration der Bemühungen zur Entwicklung auf die dazu 

geeigneten Standorte.

· Konzentration der wirtschaftlichen Entwicklung von kantonaler 
Bedeutung auf die dazu geeignete Standorte.

· Förderung der Nutzung des öffentlichen Verkehrs, namentlich 
auf dem kantonalen Netz und im Kantonzentrum.

· Rationalisierung und Konzentration der Investitionen.

· Gewährleistung annehmbarer Umweltbedingungen und 
Erhaltung der Ressourcen.

· Planung der Waldgebiete zur längfristigen Sicherstellung ihrer 
unterschiedlichen Funktionen.

Insbesondere geht es darum, das Vorsorgeprinzip anzuwenden, 
indem die Emissionen begrenzt und die Anlagen und Infrastrukturen 
mit erhöhtem Schadstoffausstoss saniert werden.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Die Planung von Anlagen, die einen grossen Verkehr erzeugen, 
muss auf kantonaler, regionaler und kommunaler Ebene erfol-
gen.

Neben den Luftreinhaltezielen ist immer auch den Grundsätzen der 
Lärmbekämpfung (zulässige Lärmgrenzwerte) und der Kapazität 
des Verkehrsnetzes Rechnung zu tragen. Bei den Immissionen 
sollte ein Vorhaben 10% des verfügbaren Spielraumes nicht 
überschreiten.
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Für den Vollzug der Planung sollten die folgenden Raumplanungs- 
und Lenkungsmassnahmen in Betracht gezogen werden:
· Zuteilung eines Fahrtenkontingentes anstelle einer festgelegten 

Anzahl Parkplätze.

· Festlegung von Kompensationsgebieten (bezüglich der 
Fahrtenzahl und der Emissionen).

· Einführung von Abgaben auf Parkplätzen, die der Finanzierung 
raumplanerischer Massnahmen zugunsten des öffentlichen 
Verkehrs sowie der Selbstfinanzierung der notwendigen 
Verkehrsinfrastrukturen dienen.

Verkehrsplanerische Massnahmen in den betroffenen Gebieten 
(Parkplatzbewirtschaftung, Kanalisierung des Verkehrs, Schutz 
der Wohngebiete vor dem Durchgangsverkehr usw.) müssen in 
die Planung mit einbezogen werden.

Ausserdem sollte die Planung neuer Wohnzonen in der Nähe 
geruchsemittierender Bauten oder Anlagen vermieden werden. 
Ein Gebiet wird als potenziell den Geruchsimmissionen einer 
Tierhaltungsanlage ausgesetzter Sektor eingestuft, wenn es sich 
innerhalb der Mindestabstände gemäss Ziffer 512, Anhang 2 
LRV befindet.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Um die Siedlungskonzentration auf die gut durch den öffentlichen 
Verkehr erschlossenen Gebiete zu begünstigen, müssen die 
Vollzugsmodalitäten von Artikel 87 RPBG (obligatorische 
Erschliessung durch öffentliche Verkehrsmittel) derart definiert 
werden, dass diesem Grundsatz auf kantonaler, regionaler und 
kommunaler Ebene Geltung verschafft werden kann. Vor ihrer 
Genehmigung sind Siedlungsvorhaben bezüglich Verkehrs- und 
Immissionskapazitäten zu beurteilen.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Das wichtigste Instrument zur Durchführung der Luftreinhaltestrategie 
auf Gemeindeebene stellt der in der Ortsplanung enthaltene 
Verkehrsrichtplan dar. Dieser Plan muss Überlegungen zur 
Verstärkung des Anteils an nichtmotorisiertem Verkehr enthalten und 
überall dort, wo erforderlich, Massnahmen zur Verkehrsberuhigung 
vorsehen.


